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Am Bundesrathstiſch Dr v Bötticher Graf Poſa
dowsky u aDer Abg Hänichen Antiſ hat ſein Mandat niedergelegt

Zur Verleſung gelangt zunächſt folgende Jnterpellation
des Abg Richter betr die Ausſchreibung der Reichstags
wahl im 2 Wahlkreiſe des Großherzogthums Sachſen
WeimarDas Großherzoglich Weimariſche Staatsminiſterium hat nach
der Ungiltigteits Erklärung des Mandats des Abg Caſſelmann
zum 14 März die Erſatzwahl für den Wahlkreis Eiſenach i
geſchrieben auf Grund der alten Wählerliſten vom Mal
1893 Solches widerſpricht dem Reglement zum Reichswabl
geſetz von 1869 nach Wortlaut und Sinn ſowie nach der Aus
legung welche das Reglement übereinſtimmend ſeitens des
Reichstages und der verbündeten n ſtets gefunden
hat Die ausgeſchriebene Wahl würde daher von vornherein der
Giltigkeit entbehren Jch erlaube mir daher den Herrn Reichs
kanzler zu fragen ob derſelbe hiervon Kenntniß genommen hat
und geſonnen iſt in Gemäßheit des Artikels 17 der Verfaſſung
Ueberwachung der Ausführung der Reichsgeſetze die groß

herzoglich weimariſche Regierung erſuchen unter Zurück
nahme der Wahlausſchreibung eine Neuaufſtellung der Wähler
liſten zu veranlaſſen

Staatsſekretär von Boetticher Jch würde bereit ſein die
nkerpellation ſofort zu beantworten ich glaube aber dem Hauſe

einen Dienſt zu leiſten wenn ich eine Mittheilung mache die ge
eignet iſt die gonze Jnterpellation überflüſſig zu machen Die

rage ob es nothwendig ſei nach Ungiltigkeitserklärungen vonWohlen behufs Neuwahlen wenn ein Jahr ſeit der letzten Wahl

verſtoſſen iſt neue Wählerliſten anzufertigen hat ſchon früher
die Reichsverwaltung beſchäftigt Schon in den ſiebziger Jahren
wurde der 8 34 des Wahlreglements von der preußiſchen Regie
rung dahin gnkachoet daß bei der Ungiltigkeitserklärung das
nicht nöthig ſei

auf den Standpunkt geſtellt daß nach ihrer Auffaſſung bei
Erſatzwahlen wenn ſeit der vorigen Wahl ein Jahr verfloſſen
iſt neue Wählerliſten aufgeſtellt werden müſſen Die Auf
faſſung iſt der ſächſiſch weimariſchen Regierung gegenüber
geltend gemacht worden und es iſt mir geſtern eine tele
graphiſche Mittheilung von der ſächſiſch weimariſchen Regierung
zugegangen wonach dieſelbe die Entſchließung gefaßt hat den
angeſetzten Wahltermin a und einen anderen Termin
ſowie die Aufſtellung neuer Wählerliſten anzuordnen Damit
ſcheint es mir überflüſſig zu ſein die Jnterpellation hier noch zu
verhandeln

Abg Richter freiſ Vp Nach der Erklärung des Staats
ſekretärs halte ich meine Interpellation für erledigt und ziehe
dieſelbe daher zurück

Es folgt die erſte Berathung des Finanzreformgeſetzes
Schatzſekretär Graf Poſadowsky Das Geſetz iſt veranlaßt

durch die bisherigen Schwankungen der Matrikularbeiträge und
der Ueberweiſungen Denſelben Zweck verfolgte das im vorigen
Jahre vorgelegte Geſetz welches aber außerdem eine feſte Mehr
überweiſung von 40 Millionen in Ausſicht nahm Letzteres iſt
in der gegenwärtigen Vorlage aufgegeben Dieſelbe geht von
dem Gedanken aus daß die Ueberweiſungen balanciren ſollen
mit der Summe der Matrikularbeiträge Dieſe in der r
ſogenannte kleine Finanzreform iſt nach Anſicht der 2egr
rungen doch groß in finanzpolitiſcher und wirthſchaftlicher Be
ziehung Die Preſſe hat die Dinge auch ſo dargeſtellt als lägedieſe Finanzreform lediglich im dte Fres ens Das ſt
ganz unrichtig Jm Gegentheil die übrigen Einzelſtaaten
haben ein weit größeres Jntereſſe an der Regelung der
Finanzen des Reiches als eußen Das hat der ſachſen
meiningenſche Staatsminiſter neulich ſehr klar nachgewieſen
Sehr rig Der vorliegende Entwurf will die Bundesſtaaten

unter allen Umſtänden dagegen daß ſie höhere Matrikular
beiträge zu zahlen haben als ſie Ueberweiſungen bekommen
Man hat der Konſtruktion des re den Vorwurf gemacht
ſie ſeit ein Automat Aber gerade in dieſer automatiſchen
Geſtaltung liegt die Sicherheit der Funktionirung im Jntereſſe
der Einzelſtaaten

Man hat geſagt der eingeſchlagene Weg hieße nichts anderes
als von Berlin über Köln nach Potsdam fahren Man könnte
den Zweck z viel einfacherem Wege erreichen indem man das
Reich auf ſeine eigenen verweiſt und die eclausula

ranckenſtein aufhebt Aber dieſer Weg iſt ungangbar da jeder
erſuch die clausula

ſpruch des Centrums ſcheitern müßte
ſtein hat eine finanzielle eine ſtaatsrechtliche und eine finanz
politiſche Bedeutung Sie wollte vor allem das Budgetrecht
des Reichstages ſtärken Dieſe Bedeutung wird ihr auch inZukunft wenn die Vorlage Geſetz wird alen bleiben ebenſo
wie ihre finanzpolitiſche Bedeutung Jhre finanzielle Bedeutung
iſt allerdings mit dem Steigen der Ausgaben praktiſch hinfällig
geworden 5 lalbe auch da er gegenwärtigen Kon
ſtruktion des Geſetzes ganz daſſelbe erreicht wird als wenn die
clausula Franckenſtein Bee ter en wird Jn einer Richtun
enthält das Geſetz eine Beſchränkung der Klauſel daß nänmli
die Ueberweiſungen künftig nicht mehr nach dem rechnungsmäßig
veranſchlagten Betrage den Einzelſtaaten zuſließen ſollen ſondern
nach dem etatsmäßigen Wir haben auf dieſe Differenz die Handlegen müſſen um den Ausgleichungsfonds zu bekommen der keines
wegs eine Bewilligung von Steuern auf Vorrath iſt ſondern
nur zu dem im eſete ſelbſt bezeichneten Zwecke beſtimmt iſt
Sobald der Fonds den Betrag von 40 Mill erreicht ſoll mit
der Schuldentilgung der Anfang gemacht werden In einem
großen Bundesſtaate wie Deutſchland iſt eß unbedingt nöthig
daß er eine ſtarke Finguzverwaltun hat wie das in Englan
und in jedem deutſchen Einzelſtaate der Fall iſt Jn Deutſchland
fehlt es an einer ſtarken Finanzverwaltung Man hat zu dem
Behufe ein Reichsfinanzminiſterium vorgeſchlagen Das wäre
aber nicht r außerdem müßte die Schaffung einesReichsfinanzminiſteriums unzweifelhaft zu Reibungen a dem
verantwortlichen Reichskanzler und dem verantwortlichen Schatz
ſekretär führen Dies Geſetz ſoll nun die Rei sfinanzverwaltung
ſtärken a wird jeder et t orderungen mehr

a

Die elaueula Francken

begründen müſſen als bisher und liegt ebenſowohl eine
Stärkung der Reichsfinanzverwaltudes Reichstags chsfinanzverwaltung wie auch des Budgetrechts

ch komme nun zur Frage der Deckung a habe ich diGenugthuung daß di et Berathung des da e en
eigentlich von keiner Seite beſtritten worden iſt da
geig Einnahmen bedarf Seltſam war der Einwand dabei für
hab eckung müßten die ſorgen die die Militärvorlage bewilligt
daß v es iſt do gerade die Grundlage des Parlamentarismus
zweifelb Mehrheit formelles Recht ſchafft Zuſtimmung Un
aben vor den Reiche ſehr erhebliche neue Aus
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Beiblatt zu Nr 95 der Saale Zeitung
ſollte Da würden v die Zeitungen von rechts und links wie
ein Mann dagegen anftreten Eine Mehrſteuer iſt wie ſchon
wiederholt hervorgehoben als Einheitsſteuer nicht ergiebig ſie
müßte progreſſiv geſtaltet werden und da iſt ohne Vorbedingung
die Reichseinkommenſteuer die aber nröge iſt Es bleibt
uns alſo nur die Tabakfabrikatſteuer Die Befürchtung daß die
Regierung bei dieſer die Steuerſchraube er anſpannen
könnte iſt ganz unbegründet Man hat in der Debatte über
das Tabakſteuergeſetz auch auf die ſchwachen Schultern hin
ewieſen Jch glaube es iſt den Arbeitern viel lieber daß
andel und Verkehr blühen und reichliche Arbeit vorhanden iſt

als daß ſie einige Pfennige Steuern mehr zahlen Nun ſol
ſogar der Mittelſtand auch nicht mehr belaſtet werden Ja was
bleibt denn dann noch übrig Heutzutage ſcheinen alle Schultern
ſchwach zu ſein Jch habe ſogar ſchon von ſchulterſchwachen
Millionären ſprechen gehört Die Kleinbetriebe ſollen durch das
Geſetz unbedingt geſchützt werden und gegen die befürchteten
Defraudationen wird uns das Geſetz ſchützen Die Agitation iſt
in einer Weiſe betrieben worden daß man uns gedroht e
ſobald die Vorlage Geſetz würde müßten ſo und ſo viel Arbeiter
entlaſſen werden Derartige Einſchüchterungsverſuche laufen von
uns ab wie Oel über Waſſer Solche Agitationen können aber
einen geradezu gemeingefährlichen Charakter annehmen und es
iſt bedauerlich daß die Agitation nicht mit ſachlichen Gründen
geführt worden iſt

Daß wir neue Mittel für die Finanzreform brauchen iſt klar
ohne ſolche neuen Mittel können wir die Finanzreform nicht
machen Sollte die Vorlage wieder Erwarten abgelehnt werden
ſo werden wir das Lied von der Finanzreform von Seſſion zu
r weiterſingen bis wir eine verſtändnißvolle Antwort be
ommen

Abg Richter Frſ Vg Jch halte das Geſetz keineswegs für
klein, ich halte es vielmehr für ſehr einſchneidend und von

grundſätzlicher Bedeutung in finanzieller politiſcher und konſti
tutioneller Beziehung Der Schatzſekretär hat die Tabakſteuer
vertheidigt Wir meinen daß wenn neue Mittel nothwendig
ind dann ein anderer Weg eingeſchlagen werden muß Er

ſprach auch abfällig von den ſchwachen Schultern Es darf
doch aber nicht überſehen werden daß auch eine große Jnduſtrie
ruinirt werden würde Der Schatzſekretär ſagte außerdem im
Vorjahre ſei ein ganzer Kreis von Steuern abgelehnt worden
nur die Tabakſteuer nicht Ja dieſe doch nur deshalb nicht
weil der Herr Schatzſekretär angeblich keine Zeit hatte zu uns
in die Kommiſſion zu kommen Jm Prinzip haben wir auch
dieſe ſchon abgelehnt Das kann doch niemand leugnen daß jede
neue Belaſtung einen Artikel verthekert dadurch den Konſum
einſchränkt und damit zu Arbeiterentlaſſungen führt Streiten
kann man darüber wie viele Arbeiter entlaſſen werden würden
Vom Standpunkt der Arbeiter iſt ſogar das gegenwärtige Geſetz
weit ſchlechter als daß vorjährige Gegenüber den Agrariern
ſind die Tabakinduſtriellen doch die reinen Waiſenknaben ſie
wollen keine Vortheile für ſich ſondern nur abwehren daß auf
ihre Jndnuſtrie gerade ſo große Laſten gelegt werden

Was die Finanzreform betrifft ſo widerſpricht ſie dem Jn
tereſſe der Einzelſtaaten inſofern ſie ihnen finanzielle Nachtheile
und Verkürzungen bringen wird Für das Finanzjahr 1894/95
hatte der Schatzſekretär 56 Millionen Defizit vorausgeſagt
während es nach den jetzt faſt vollſtändig vorliegenden Schluß
Jſt Ziffern nur höchſtens 4 Millionen betragen wird die vielleicht
auch noch verſchwinden Welche Heinte liegt denn aber in
dieſen 4 Millionen auch wenn ſie nicht verſchwinden
für die Einzelſtaaten Auf Bayern deſſen Lage
uns im Vorjahre Herr Miniſter v Riedel ſo verzweifelt
ſchilderte würden etwa 400,000 M davon fallen und dieſe
können doch Bayern weder wie einen Schwamm aufſaugen
noch es mediatiſiren, wie man ſich hier ausdrückte Auch zu
einer Mediatiſirung Meiningens könnte es nicht führen wenn
die Geſammtmatrikularbeiträge die Ueberweiſungen um 4 Mill
überſteigen Was wäre aber die Folge dieſes Geſetzes Hätte
es von 1888,89 bis 1893/94 ſchon beſtanden ſo hätten die Einzel
ſtaaten Hunderte von Millionen an Ueberweiſungen weniger
vom Reiche bekommen Für 1895/96 ſind die abſtreichenden

der n noch nicht abgeſchloſſen Es
ſtehen noch die Etats des Auswärtigen Amtes der Kolonien der
Zölle und Verbrauchsſteuern aus die allein in den letzten
12 Monaten um 17 Millionen über den Etat gegen ſind Von
den 33 Mill Defizit für 1895/96 würde bei richtiger Etatiſirung
wohl nichts ort bleiben Aber ſelbſt wenn 10 Mill übri
bleiben ſollten ſo würde das Jahr rechnungsmäßig eher no
mit einem Ueberſchuß abſchließen infolge der Zuckerernte c

in alſo überzeugt daß eine finanzielle Feſtlegung zwiſchen Reich
und Einzelſtaaten letztere finanziell ſchädigen müßte Die clausula
rauckenſtein wird zwar formell beſtehen bleiben jeder thatächliche Jnhalt aber wird ihr genommen Der Schahſekretar

ſprach ſogar ſchon von 1896/97 und hat da ſchwarz in ſchwarz
gemalt nicht nur a in Pepr Reichskanzler Fürſt Hohen
lohe betritt den Saal Der Abg Schädler iſt dem Schatz
ſekretär betreffs der Tabakfabrikatſteuer ſehr weit entgegengekommen
ohne daß dieſer etwas Neues vorgebracht hätte agte 1896/97
würden wir nicht mehr einen Ueberſchuß von 14 Millionen
ſondern nur von 8/2 Millionen einſtellen können Wie will der
Schatzſekretär das berechnen Dafür fehlt ihm doch jede Grund
z Dann behauptete der Schatzſekretär an der Heeresver
pflegung würden jetzt 9 Mill geſpart das könne nicht ſo
bleiben Das mag bezüglich des Roggens zutreffen nicht aber
bezüglich des Hafers Steigen aber ſelbſt die Roggenpreiſe infolge einer ſchlechten Ernte ſo kommt das in den len wieder

ein Der Staatsſekretär wies ferner auf die natürliche Steige
rung der Ausgaben um 4 Prozent jährlich hin Von den 800
Millionen Reichsausgaben fallen doch 475 Mill auf das Heer
Das würde alſo eine jährliche Steigerung der Heeresausgaben
um 19 Mill bedeuten Sollen wir denn mit einer jährlichen

r von 40,000 Mann zu rechnen haben Außer
dem hat der Staatsſekretär auch die natürliche Steigerung der
Einnahmen nicht berückſichtigt

Aber ſelbſt wenn es wirklich wahr iſt dann Reichsausgaben
ch mehren ſo haben wir erſt recht uns im Reichsintereſſe gegen
ies Geſetz zu wehren Der Schatzſekretär wünſchte eineder Rei Sſhinhzenderwalkang tärkung

ber gerade wenn dieſe eintritt
J en wir um ſo weniger Veranlaſſung den Einzelſtaaten das

ntereſſe auf eine ſparſame Finanzwirthſchaft im Reiche hinzu
wirken zu nehmen Auch an der elausula Franckenſtein zu
rütteln werde ich mi
Stelle geſetzt iſt Mir widerſtrebt ferner die automatiſche

egelung der Finanzen Wenn man ſich bei jeder
Ausgabe fragt ob ſie ſo nothwendig iſt daß man um
ihretwillen die Matrikularbeiträge erhöht dann hat
man ein natürliches Jntereſſe an der Sparſamkeit
Der Herr Schatzſekretär hat die Jinanzlage ſo warz gemalt
u Gunſten der Tabakſteuer er hat aber nicht bedacht daß er
amit zu Ungunſten dieſer Vorlage wirken muß Denn wenn er

für 1896/97 80 Millionen Mehrausgaben in Ausſicht ſtellt wie
können wir dann dieſes Geſetz annehmen 38 bin daher der
Anſicht am richtigſten wäre es das Geſetz nicht weiter zu be
rathen ſollte es aber an eine Kommiſſion verwieſen werden ſo
würde ich die Tabakſteuerkommiſſion für die geeignetſte halten

Bayeriſcher Miniſterialdirektor Frhr v Stengel Hort aus
e Rechnung Richter s daß auf Bayern nur 400 Defizit

allen würden ſei unrichtig denn die Etatsjahre Bayerns und
es Reiches fallen nicht zuſammen Wenn dem Reiche nicht

neue h bewilligt werden ſo müſſe ganz ſicher im
r taatshaushalt ein Defizit entſtehen

an

nahmen

hüten ſo lange nichts beſſeres an ihre d
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könnten Millionäre wenig er glaube nichtt zu gehen wenn er n Berlin mehr Millionäre
leben als in ganz Bayern uch für Bayern iſt die Annahme
des Tabakſteuergeſetzes und im Zuſammenhange damit dieſesehe h durchaus wünſchenswerth Die Aus
ührnngen des Schatzfekretärs werden von uns im vollſten Maße

geiheilt Nur auf dem vorgeſchlagenen Wege kann den
Schwankungen in dem Haushalt der Einzelſtaaten wirkſam vor

ebeugt werden ſonſt würde ein Zuſtand eintreten der ſchließlichdas Verderben jeder Wirthſchaftspolitik iſt

Herzoglich ſachſen meiningiſcher Stagtsminiſter v Heim er
klärt bei der Aufſtellung des Etats ſei man in Meiningen von
der Auffaſſung ausgegangen daß die Matrikularbeiträge mit den
Ueberweiſungen ſi r decken würden Trotz dieſer Voraus
ſetzung war eine erhe t Mehrzahlung nothwendig die aus
früheren Erſparniſſen in den Etat eingeſtellt werden mußte
Die kleinen Staaten haben aber nicht die reichen Finanzquellen
wie die größeren Er könne daher nur betonen daß die An

es Abg Richter unzutreffend waren
Großherzoglich ſachſen weimariſcher Wirkl Geh Rath Heer

wart konſtatirt daß in Weimar der Etat mit größter Spar
ſamkeit aufgeſtellt worden ſek trotzdem aber ein Defizit von
400,000 M ergebe das ſei im Verhältniß zur Bevölkerungszahl
ſo viel als wenn in Preußen ein Defizit von 35 Mill beſtehe
Dieſe 400,000 M würden durch direkte Steuern gar nicht auf
zubringen ſein ohne unerträgliche Belaſtung der mittleren
Klaſſen Von einer Erbſchaftsſteuer könne man ſich nichts ver
ſprechen Die Verhältniſſe in Weimar ſeien ſchon ſehr ern
und ſeien in anderen Staaten noch ernſter Er bitte daher d
Tabakſteuer und die Finanzreform anzunehmen

Abg Dr Lieber Ctr Meine politiſchen Freunde und zwar
auch die Konſervativen unter meinen politiſchen Freunden
ohne damit einen Unterſchied zwiſchen uns machen zu wollen
kommen zu einer ganz entgegengeſetzten Betrachtung als die
jenige iſt von der die Vorlage der verbündeten Regierungen
ausgeht Die verbündeten Regierungen hätten Vorſorge treffen
müſſen daß die Reichsausgaben ſich nicht ins er
vermehren Wir haben zu einer Vermehrung der Ein
nahmen exheblich beigetragen und haben auch durch die
clausuls Franckenſtein für die Ein raten geſorgt Die
verbündeten J raterngge ſind Schuld an der gegen
wärtigen age it einem unerhörten 8 druck
wurde nach Auflöſung des alten Reichstages ein neuer Reichstag
zu ſtande gebracht der mit Ach und Krach die Heeresvorlage an
nahm Mögen doch endlich einmal die Herren vom Bundesra
ſich ihrer Verantwortung bewußt werden und unter dem Gef
der eigenen perſönlichen Verantwortung und der Verantwortungihren Fürſten gegenüber hart werden gegen weitere Anforderungen

auf Steigerung der Ausgaben Das iſt die Auffaſſung auch
derjenigen die bereit ſind ſich auf den Boden der gegebenen
Thatſachen zu ſtellen

Auf den Zahlenſtreit will ich nicht eingehen das iſt nicht Sache
der Plenarberathung Welches iſt aber der Unterſchied zwiſchen
dieſer und der vorjährigen Vorlage Die vorjährige Vorlage
hat für uns einen größeren Werth inſofern gehabt als ſie eine
ſtändige ſichere Mehrüberweiſung von 40 Millionen den Einzel
ſtauten garantirte die abſtoßende Seite der Vorlage war für
uns daß zur Erzielung dieſes Effektes neue Steuern in großem
Umfange nöthig waren Jnſofern ſind unſere Bedenken gegen
die Vorlage diesmal zum Theil weggefallen aber auf der andern
Seite iſt auch unſere Sympathie für die Vorlage beſeitigt
Geiterkeit Solche Geſetze ſoll man eben machen in Zeiten des
Ueberſchuſſes nicht des Defizits Und für uns kommt haupt
ſächlich in Betracht daß für die nächſten fünf Jahre
die clausula Franckenſtein an beſeitigt werden würde
Dieſe Vorlage beraubt die Einzelſtaaten nicht nur der
40 Millionen die ihnen die vorjährige Vorlage beſtimmt
hatte ſondern ſie b aubt auch der Möglichkeit irgend einmal

abe Bayern zu
ehaupte daß

aus der eclausula Franckenſtein Vortheil zu ziehen Wir halten
die Franckenſtein ſche Klauſel für eine der ſchönſten unſerer Er
rungenſchaften wir können unmöglich einem Finanzgeſetz zu
ſtimmen das die elausula Franckenſtein ſo weit außer Kraft
Daher habe ich namens meiner politiſchen Freunde jeden
der Mehrheit derſelben die Erklärung abzugeben daß ohne
Streichung des Abſatz II des s 1 wir der Vorlage nicht zu
ſtimmen können Vielleicht wären wir geneigt zu Gunſten des
Vierzigmillionen Ausgleichsfonds ein Zugeſtändniß zu machen
Dieſer Fonds wird ja rhüe wenn Abſatz II des s 1
geſtrichen wird nur ſehr langſam anwachſen können darü
geben wir uns keiner Täuſchung hin Jn dem Maße in dem

es gelingt uns die Nothwendigkeit eines ſolchen Ausgleichsfonds
u begründen wird man uns auch t finden auf eine bill

eilung einzugehen ſo daß ein Theil des Fonds unterßallen
Umſtänden den Einzelſtaaten zufällt Vielleicht beſinnen ſich die
verbündeten Regierungen wenn ſie ſich ſagen daß ohne dies die
Reichsfinanzreform überhaupt nicht zuſtande kommt Aus
dieſem Grunde allein ſchon iſt eine Kommiſſionsberathung T
wendig ſodann ſind aber da ſo große r
Erwägungen daß eine endgiltige Entſcheidung vor
g nicht möglich iſt Für mich iſt der wichtigſte Theil der Vorlage der 8 5 er ſichert für die Zukunft daß
unmittelbar bei jeder Mehrausgabe man auch vor die Frage ge
ſtellt wird ſofort Mehreinnahmen zu ſchaffen in der That ein
hoher föderativer Gedanke Es iſt doch vielleicht r
andere Reichseinnahmen als indirekte Steuern zu ſchaffen d
gerlage läßt das wenigſtens ichſage das im zum
Abg Richter ausdrücklich zu Damit ſoll Herr Richter alſo
die Gegner der indirekten Steuern nicht zu ſchrecken fuchen Bei
dem hohen Werth den wir auf die Matrikularbeiträge e
muß ich doch ſagen daß das Einnahmebewilligungsrecht des
Reichstages eigentlich nur ein a iſt ſoweit es aber
ein Einnahmebewilligungsrecht in Wirklichkeit iſt iſt es ein

ehender

ſolches zu Laſten der Einzelſtaaten Sehr wahr Die ſchlimm
aller Steuern z orrath die Matrikularbeiträge

ir werden alſo verſuchen in der mmiſſion der e eine
Jaſung zu geben die vor allem unſere Bedenken Sigt ch der
clausula Franckenſtein rie ſo daß dabei Reich und Einzel
a gleichermaßen ihre Rechnung finden Beifall im Cen
rum
Abg Dr von Frege konſ Die Vorlage iſt von ſolcher Bedeutung für die des unſerer tonſtitationellen Entwickelung

daß ich gar nicht begreifen kann wie Abg Richter auch hier
ie Hand der Verſtändigung ablehnen kann Meine politiſchen

Freunde ich kann wohl ſagen ohne Ausnahme bedauern
es lebhaft daß die verbündeten R erungen nicht an ihrem vor

jährigen Standpunkte n und auf die Fern
verzichtet haben dem Bundesrath iſt aber kein n
z machen er mußte die Strömung im Reichstage berückſichtigen

ie at für mich eine ſo hohe Bedeutung
ſie in keiner Weiſe mit dem Erfolg 777 eines einzelnen

teuergeſetzes in r bringen möchte Daher wollen
wir die Finanzreform in einer beſonderen Kommiſſion berathen

ch ſetze voraus daß Abg Lieber entſprechend ſeinen heutigen
usfü rungen auch poſitive Vorſchläge in der Kommiſſion macht

Auf dem Wege einer direkten Reichsſteuer kann uns nicht r
holfen werden Meine Partei vertritt den Standpunkt
direkten Steuern für die Einzelſtaaten und die indirekten Sleuern
fürs Reich Unſer indirekies Stenerſyſtem iſt noch viel zu wenig

enung des indirekten Steuerſyſtems einewohlſtandes geworden Das rer Stenerſyſtem muß bei uns

o lange immer wieder ausgedehnt werden als es noch trag
ers beſeitigen könne als durch Erhöhung der direkten Steuebei der wir leider die ſchwächeren Schultern nicht ſchonen fähige Schultern dafür giebt Dagegen die Anſpannudirekten Steuern in den Einzelſtaaten die bei einer Abe der

nung



s r nothwendig werden würde würde unſerem
ſtande gerade eine gr rn auferlegen Die ber

r Abgeordneten müßten mit dazu beltragen das Defizit im
Reiche zu beſeitigen da doch Berlin ſehr große Vortheile davonhat h es Reichsbaupiſtadt geworden iſt Auch daben alle
W t die Handelsverträge geſtimmt haben die moraliſche

der

der
Mi
line

nanzreform zuzuſtimmen da ſie durch ihr
tum zu einer Vermindernng der Reichseinnahmen bei

haben Eine Ablehnung der Reform würde eine
nvertirung der 4prozentigen Sliaatsrenten nach ſich ziehen

und dadurch viele kleine Rentner und kleine Leute geſchädigt
werden die dann vielleicht wieder den exotiſchen unſicheren
Papieren ſich zuwenden würden Die deutſche Landwirthſchaft
und der deutſche Mittelſtand verlangen eine Finanzreform da ſie
onſt ruinirt werden könnten Vereinigen wir uns daber und

men wir dem Eentrum in ſeinen Bedenken wegen der elausula
anckenſtein möglichſt entgegen damit wir einen Wegden und dem Rieichsſchas ekretär einen ſicheren Rückhalt geben

können Jch ſcheue mich gar nicht ein Rohſpiritusmonopol ein
S r und ine erſteuer k der fag en

aus der gegenwärtigen Lage herauskor nlricht nicht d Wie des gleiches ſeine Bedürfniſſe durch
atrikularbeiträge zu decken
Die weitere wird vertagt auf Dieustag 1Uhr

außerdem Wahiprüfn geh 5 Uhr 15 Min

Preußiſcher Landtag
Abgeordnetenhaus

28 Sitzung vom 25 Februar 11 Uhr
Zu Ehren des Andenkens des verſtorbenen Abg Schmidt

Steglitz erheben ſich die Mitglieder von ihren Sitzen
Auf der Tagesordnung ſteht die Fortſetzung der zweiten Be

rathung des KultusetatsJein Kapitel Höhere Lehranſtalten erwidert auf eine Be

ſchwerde des Abg Seyffardt ul über die zu lange Beſchäftigung
von Hilfslehrern

Geh Rath Germar daß im allgemeinen an kleineren Lehr
anſtalten nur ein Hilfslehrer an größeren zwei beſchäftigt werden
Nur wenn ſich im Laufe eines Etatsjahres die Schülerzahl in
unerwarteter Weiſe vermehrt wird ſtatt eines ordentlichen Lehrers
noch ein Hilfslehrer angeſtellt da ja das Gehalt für eiten ordent
lichen Lehrer im Etat nicht ausgeſetzt iſt

Miniſter Boſſe betont daß es an Wohlwoallen für die r
lehrer weder ihm noch dem Finanzminiſter gefehlt hat Es iſt
alles ſchehen um die Lage der Hilfslehrer aufzubeſſern ſie
ſtehen im Vergleich zu jungen Regierungsbeamten oder richter
tichen Beamten äußerſt günſtig da Allerdings iſt die Ziffer der
nen angeſtellten Lehrer in den letzten Jabren etwas zurück
gegangen aber das kommt daher daß einige Anſtalten aufgelöſt
werden und zunächſt die hier beſchäftigten Lehrer untergebracht
werden mußten Die Klagen daß die Lehrer zuviel beſchäftigt
werden ſind hinfällig Die Lehrer ſind vor allen Beamten
in eine wirthſchaftliche Lage gebracht mit der ſie wohl
ufrieden ſein könnten ſtatt deſſen werden ſtets kleinliche Klagen
aut Dies iſt beſonders zu bedauern bei einem Stande der
idealen Zuſtänden nachzuſtreben hätte Jch wünſchte daß unſere
Lehrer ſich mit dem was ſie ſich an Titel und Rang erworben
baben und das iſt wahrlich nicht zu wenig ſondern eher zu
viel begnügten Lebhafter Beifall rechts Das mußte end
lich einmal gegenüber den ewigen Klagen öffen ausgeſprochen
werden Die Hilſslehrer ſind an ſtaatlichen Anſtalten immer noch
beſter geſtellt als anderswo

Geh Rath Wehrenpfennig verlieſt eine Statiſtik welche die
letzte Behauptung des Miniſters beweiſen ſoll

Abg Wetekamp Jrſ Vpt wendet ſich gegen die Behaup
tungen des Miniſters Die Lehrer ſind nicht deshalb aus den
anderen Beamtenklaſſen herausgenommen damit ſie bevorzugt
würden ſondern weil alle Parteien eingeſehen hatten welches
ſchreiende Unrecht man den Lehrern zugefügt hatte Eine Herab
ſetzung der Zabl der Pflichtſtunden verlangen die Lehrer nicht
e wünſchen nur keine Vermehrung derſelben Die ſchlimmſten
Uebelſtände ſind allerdings durch den Normaletat beſeitigt aber
es giebt noch ne dieſer Hinſicht zu thun Der Stand
punkt den der Miniſter heute vertritt war früher nicht der bei
der Regierung herrſchende früher hat man eine Gleichſtellung der
Lehrer mit den Richtern nicht ſo rundweg abgelehnt Redner
geht ſodann auf den Lehrplan von 1892 ein und verlangt
eine größere Pflege des Unterrichts in den neueren Sprachen
weitere Verbreitung und Einführung von Jugendſpielen Ver
kürzung dex einzelnen Unterrichtsſtunden auf 45 Minuten wo
durch wie ſtatiſtiſch nachgewieſen die Aufmerkſamkeit der Schüler
beſſer wach gehalten werden kann als es jetzt geſchieht Ferner
iſt eine anderweitige Regelung der Ferien zu wünſchen es würde
ſich empfehlen das Ende des Schuljabres mit Beginn der großen
Ferien eintreten zu laſſen Jetzt fallen in die Zeit nach dergrößten Anſtrengung die türzeſten Ferien Beifall links

Miniſter Boſſe bemerkt daß er denſelben Standpunkt vertritt
den die Regierung in früheren Jahren eingenommen hat Er
babe nur fein Bedauern über gewiſſe ungerechtfertigte Wünſche
ausgeſprochen Auf die techniſchen Einzeifragen könne er an
dieſer Stelle nicht en es müßten erſt Erfahrungen ge
ar werden Die großen Ferien an den Schluß des Sommer
meſters zu r ſei auch fein Wunſch geweſen er ſei aber auf

r Widerſtand geſtoßen daß er davon Abſtand nehmen
mußte

Abg Dittrich Ctr tadelt daß in vielen auf den Gymnaſien
gebräuchlichen Geſchichtsbüchern verletzende Aeußerungen gegen
die Katholiken zu finden ſind Dadurch würde der konfeſſionelle
Friede gefährdet

Auf eine Anfroge des Abg Böttinger nl erwidert
Geh Rath Wehrenpfennig daß bezüglich der Gleichſtellung

der Hilfslehrer an ſtaailichen und nicht ſtaatlichen Anſtalten in
Betreff der Anrechnung ihrer Dienſtjahre als Hilfslehrer auf den
Normaletat Unterhandlungen ſchweben
Abg Graf Moitke ſfk erkennt an daß es der Kultusminiſter

nicht habe an Wohlwollen fehlen laſſen ob aber auch die unter
geordneten Behörden daſſelbe Wohlwollen geübt dätten ſei
zweifelhaft Beſonders ſchlecht ſeien die klaſſiſchen Philologen als
Hilfslehrer daran

ba Lückhoff ifk erwähnt daß der Abg Knörcke vor einigen
Tagen als Ausſage eines Oberlehrers angeführt habe eine Menge
Lehrer ſeien aus Unzufriedenheit dranf und dran Sozial
demokraten zu werden Ein Oberlehrer habe ihn gebeten gegen
dieſe Ausſoge Proteſt zu erheben

Abg v h Pole führt aus daß in der ProvinzPoſen trotz der bedeutend überwiegenden Zahl von Katholiken von
den 20 Gymnaſien nur drei katholiſch wären während ſechs pro
teſtantiſch und elf paritätiſch ſeien

Vom Regierungstiſch wird erwidert daß zahlenmäßig nach
Perden könne daß die Parität in Poſen genügend

g rt ſeiAbg Dr Sattler nl hält es für nothwendig das Inſtitut der
et tlnen Hilfslehrer überhaupt abzuſchaffen

Seh Rath Sermar hält den Wunſch des Vorredners nicht

n r E WaKnörcke Freiſ Vpt Bei dem großen Wohlwollen des
Miniſters für die Hilfslehrer hat es mich gewundert in welcher
erregten Weiſe er die Klagen derſelben ler gen wußte Die
billigen Wünſche der J ſind noch lange nicht erfullt wiedie Klagen von allen Seiten beweifen Es herrſcht ein ganz
außerordentlicher Grad von Unzufriedenheit und ErbitterungWenn die Lehrer die idealen Frage im Arge behalten ſollen ſo
muß doch erſt geſorgt werden daß ſie nicht am Hungertuche
nagen Man darf nicht alle Lehrer in einen Topf werfen was

ſage das bezieht ſich unr auf die Hilfslehrer Die feſt
angeſtellien Lehrer ſind der Regierung ſür ihre Fürſorge ſehr

dankbar Hoffentlich werden die Beſchwerden bald Abhilfe er
e itg ewski Pole beankragt die ſpeziell nur für

F a èdeutſ K Je 6 Weſtpreußen im Etat ausgeworfenen Stipen

w x ohne Debatte gegen die Stimmen der Polen
d eines Theils des Centrums abgelehnter Reſt e Kapitels wird ohne Debatte bewilligt und

eiſende Jm übrigen ſenden große Geſchäftshäuſer wie Herzog
Berlin in Form von Katalogen Proben c in ganz erheb

licher Weiſe Detailreiſende aus Wenn man dieſe Art des
Waagrenanbietens geſtatte dann dürfe man auch das Detailreifen
ſonſt nicht beſchränken Unerhört ſei es geradezu den Hauſir
chein nur an Leute zu verabfolgen die das 25 Lebensjahr

ba zu umgehen wiſfen getroffen werde nur der reelle
n

überſchritten haben Jn ſeinem Heimathsdezirk ſeien ihm jud weitere Berathung des Kultusetats auf Dienstag 11 Uhr nd geycanu u Pwecheete n d ake ihres

verta jug en er en irg Schluß 4 Uhr gen wegen nicht der Hauſirſchein verabfolgt
Handelskammer Sekretär StumpfOsnabrück Er ſtehe voll

Vereine und Verſammlungen
X Plenarverſammlung des Deutſchen Handelstages

Bericht der Saale Ztg

F Berlin 23 Febr
Jn der heutigen zweiten und letzten Sitzung wurde wie wir

in unſerer Sonntagsnummer bereits mittheilten die geſtern ab
er Spezialdebatte über den Geſetzentwurf betreffend
ekämpfung des unlauteren Wettbewerbes ffort

zu dem Entwurfe genommen
Hierauf wurden die ſtatutenmäßig aus dem Ausſchuſſe aus

Geh Kommerzienrath Diffenés Mannheim Dr Janſen
Düſſeldorf Geh Kommerzienrath Mich el Mainz Kaufmann
Merkel Stuttgart Geh Kommerzienrath VogelChemnitz
Dr WebskvSchweidnitz Generalkonſul Ruſſel Berlin und
Kaufmann Karl Königs Krefeld wieder und e rkrr n
83 l tz ſch Dresden Kaufmann Meinicke Halle und

chüller Bayreuth neu in den Ausſchuß gewählt
Den folgenden Gegenſtand bildete die Kündigung des

Handelsvertrages mit Argentinien Das Präſidium
des Deutſchen Handelstages hat auf Grund von den deutſchen

en kaufmänniſchen Korporationen und wirthſchaft
lichen Vereinen eingeholter Gutachten die ſich ſämmtlich er
die Kündigung des Vertrages erklärt haben eine umfangreiche
Denkſchrift dem Reichstage mit der Bitte eingereicht Dem An
trage der Abgg Heyl und Genoſſen auf Kündigung des deutſch
argerninee Handelsvertrages ſeine Zuſtimmung zu verſagen

er Referent betreffs dieſes Gegenſtandes Geh Kommerzien
rath Frentzel Berlin empfahl unter eingehender Motivirung
die Annahme folgender Reſolution

Der Dentſche Handelstag richtet an den Reichstag die
dringende Bitte

Derſelbe wolle dem auf Kündigung des deutſch argentiniſchen
Freundſchafts Handels und chiffahrtsvertrages vom
19 September 1859 gerichteten Antrage der Abgeordneten
h Heyl zu Hernsheim und Genoſſen und ebenſo dem auf
inführung eines Schutzzolles auf Quebrachoholz die daraus

hergeſtellten Extrakte und Präparate ſowie auf andere über
ſeeiſche Gerbſtoffe ſeine Zuſtimmung verſagen

Jn der Debatte erklärte ſich der Lederfabrikant Müller
Vanvolxen Trier für den Antrag des Referenten nur müſſe
er ſich im Namen der Trierer Handelskammer für Einführung
eines Zolles auf Quebrachoholz ausſprechen Die Ausſuhr von
Leder ſei in den letzten fünfzehn Jahren ſtark
g7 Köln habe ſich eine ſehr zahlreich beſuchte Jntereſſenten

erſammlung für Einführung eines Zolles auf Quebrachoholz
erklärt Er wiſſe auch gar nicht was den Handelstag der Zoll
auf Quebrachoholz angehe Lebhaftes Oho Er behaupte daß
dies lediglich Sache der Lederintereſſenten ſei Widerſpruch
Er erſuche alſo den Antra W mit der Aenderung anzunehmen daß der zweite Theil Kurt und anſtatt deſſen
eſagt werde und nimmt von der Beurtheilung ob Ouebracho

im Jntereſſe unſerer vaterländiſchen Jnduſtrie mit Zoll zu
belegen iſt Abſtand

Geh Kommerzien Rath Mich el Mainz Er beſtreite dem
Vorredner das Recht hier im Namen der deutſchen Lederinter

ſtändig auf dem Boden der Gewerbefreiheit er müſſe ſich aber
de wenden daß die ſeßhaften Kaufleute zu Gunſten der
Edelſten und Beſten der Nation zeit werden ie ſeß

haften Kaufleute haben alle möglichen Kommunallaſten zu tragen
und nun bekommen die vagirenden Hauſirer die nicht das ge
ringſte zu den Kommunallaſten beitragen und graſen das
ab Es ſei das jedenfalls ein Uebelſtand dem auf dem ege
der Seegchung geſteuert werden müſſe mindeſten em
pfehle es ſich die Hauſirer ebenſo wie die Beſitzer von Wander
lagern mit einer Kommunalſteuer zu belegen Seit der Be
ſteuerung der Wanderlager haben ſich dieſelben in ſeinem
Heimathsbezirk ſtark verringert Er erſuche daher den Antraggeſetzt und es wurde in der bereits mitgetheilten Weiſe Stellung Michel abzulehnen

Generalkonſul Puls Frankfurt a Er müſſe bemerken
daß durch die Detailreiſenden nicht die Kleinkanſleute geſchädigt

ſcheidenden Ausſchußmitglieder Abg Dr Hammacher Berlin werden Die große Mehrzahl der Detailreiſenden werde von
Großkaufleuten der Konfektionsbranche Kunſtbranche uſw aus
eſandt Durch eine Beſchränkung dieſer Detailreiſenden würde
ediglich das Ausland Vortheil haben denn die Käufer würden

alsdann vielfach ihre Bedürfniſſe im Auslande kaufen
Kaufmann Bruns Emden ſprach ſich für den Antrag

Michel aus
Der Antrag gelangte darauf mit großer Mehrheit mit der

Aenderung zur Annahme daß die letzten Worte nur dürfte
davon namentlich der Artikel Wein keinenfalls betroffen werden,
geſtrichen werden

Es folgte die Ausdehnung der Unfallverſicherung
auf das Handelsgewerbe Nach einem längeren Referat
des GeneralsSekretärs Konſuls z D Annecke Berlin gelangte
der folgende von dieſem befürwortete Antrag zur Annahme

Der Deutſche Handelstag erklärt daß die Ausdehnung der
Unfallverſicherung auf das Handelsgewerbe in welchem die
Gehilfen und Lehrlinge beſonderen Unſallgefahren nicht aus
eſetzt ſind betreffs der etwaigen Verſicherungspflichtigen durch
ie Verhältniſſe nichts geboten iſt Betreffs der Unternehmer

erblickt er darin nicht weiter als eine denſelben aufgelegte Laſt
welcher keine entſprechende Wohlthat für die Angeſtellten
gegenüberſteht

Den letzten Gegenſtand bildete die Ermäßigung der Fernſprechgebühren Handelskammer Sekretär Dr Anſchütz
onneberg befürwortete die Annahme folgender Reſolution

Der Fernſprecher hat in Deutſchland von den größeren
und großen Städten abgeſehen nicht in dem Maße kingang
efunden wie es bei der Natur und der Bedeutung dieſes
erkehrsmittels erwartet werden durfte Der Grund hierfür

kann nur in der für mittlere und kleine Städte unverhältniß
mäßig hohen Gebühr geſucht werden

Der Deutſche Handelstag iſt deshalb der Anſicht daß der
Fernſprecher nur ein Verkehrsmittel im Dienſte der Allgemein
heit wird werden können wenn die Jahresgebühr in mittleren
und kleinen Plätzen eine weſentliche Ermäßtzigung erfährt
Als namentlich nothwendig wird eine Abſtufung nach der
Größe der Städte und der Ausdehnung der Netze erachtet
derart zwar
nicht überſteigt

Der Antrag Anſchütz gelangte ſchließlich mit der Modifikation
zur Annahme daß demſelben hinzugefügt wird Die Telephon
gebühren dürfen in größeren Städten nicht über 150 M be
m

ie Plenarverſammlung wurde hierauf mit den üblichen
eſſenten zu ſprechen Jn Berlin habe ſich eine am 4 d ſtatt Dankesreden geſchloſſen
gehabte ſehr zahlreich beſuchte Lederintereſſenten Verſammlung
zu 10 gegen einen Zoll auf Quebrachoholz erklärt Das
Zehntel das für den Zoll ſtimmte habe aus Unkenntniß der
Verhältniſſe geſtimmt Der deutſche Handelstag habe ſehr wohl
ein Recht ſich gegen Einführung eines Zolles auf Quebrachoholz zu erklären n weil er das Prinzip habe ſich gegen
alle Zölle auf Rohmaterialien zu wenden die zur Verarbeitung
von der deutſchen Jnduſtrie gebraucht werden Durch Ein
führung des geforderten Zolles würde die deutſche Gerber
Schuh und Färberei Jnduſtrie aufs empfindlichſte geſchädigt

erſuche dem Antrage des Referenten zuzuſtimmen Bravo
Nach kurzer Debatte wurde der

gegen 4 Stimmen P der Antrag des Referenten da
gegen mit demſelben Stimmverhältniß unverändert angenommen

s folgte hierauf der Geſetzeutwurf betreffend Ab
änderung der Gewerbeordnung
Kommerzienrath Mich el Mainz befürwortete die Annahme
folgender Reſolution

Artikel 7 aus wonach das Aufſuchen von Beſtellungen auf
Waaren nur bei Gewerbetreibenden geſtattet werden ſoll in
S Gewerbebetrieb Waaren der angebotenen Art Verwendung

nden
Er erblickt in dieſem Verbot einen ungerechten tiefen Ein

grif in die beſtehenden Geſchäftsgewohnheiten welche durch
as Bedürſniß von Käufer und Verkäufer entſtanden und durch

die neuere Geſetzgebung über die Sonntagsruhe mehr als je
unentbehrlich de ſind ſowie ein Herabdrücken einer
e Anzah von Geſchäftsreiſenden auf den Stand des
auſirers

ſtimmte Waaren Ausnahmen zuzulaſſen vermag die grundſätz
liche Stelluug Segen die Vorlage um ſo weniger zu ändern
als dieſe Vergiß für eine ſrobe Anzahl von Gewerbe
treibenden den Zuſtand beſtändiger Unſicherheit hervorrufen
muß

Sollte der Entwurf dennoch Geſetz werden ſo wäre es un
erläßlich die Waaren für welche das Verbot gelten ſoll im
Geſetze ſelbſt zu nennen und dürfte davon namentlich der Ar
tikel Wein keinenfalls betroffen werden
HandelskammerSekretär Juſtizrath Dr Ecke ls Göttingen

Er könne dem Referenten nicht zuſtimmen Er und auch die
göttinger Handelskammer erachten die Beſtimmung der Re
ierung betreffs der Detailreiſenden für mindeſtens ebenſo
egensreich wie den Geſetzentwurf zur Bekämpfung des un

lauteren Wettbewerbs Widerſpruch Die Detailreiſenden die
im allgemeinen überhaupt nicht Kaufleute ſeien tragen dazu bei
das Anſehen des Handelsſtandes und den arhelvgen Kaufmann
materiell in erheblicher Weiſe zu ſchädigen Gewöhnlich werden
als Detailreiſende Lehrlinge verwendet die weder Waarenkunde
noch ſonſtige Handelskenntniſſe haben Dieſe jungen Leute gehe
infolge ihrer Verwendung als Detailreiſende des Vortheils ſich
kaufmänniſch auszubilden verloren Beim Weinhandel könne
man ja eine Ausnahme machen Allein für andere Waaren
liege irgend ein Bedürfniß für den Hauſirhandel nicht vor Er
erſuche daher den Antrag des Referenten abzulehnen Beifall
und Widerſpruch

Handelskammer Sekretär Fiſchbeck Bielefeld Er könne dem
Vorredner keineswegs zuſtimmen Jn ſeiner Heimathsgegend
beſtehen die Detailreiſenden ſämmtlich aus Kaufleüten denn die
ſelben müſſen genaue Waarenkenntniß haben Die Detail
reiſenden tragen doch ſehr weſentlich zur Belebung des Waaren

VWanrene nud Produkienbertoe hie
Getreide

Hamhburg 25 Febr Weizen loco fest holsteinischer loco neuer
128 133 Roggen loco fest meeklenburgischer len neuer 124 126
russischer loco ruhig loco neuer 78 80 Hafer test Gerste fest

Stettin 25 Fehr Weizen loco unveränd neuer 120 134 per
April Mai 137,00 per Mai Juni 138 00 Roggen loco mait 111 114
per April Mai 116,00 per Mai Juni 117,00 Porm Hafer loco 100 110

Wien 25 Febr Weizen per Frühj 6,55 Gd 6,57 Hr per Maiwerden und der Vorthell dem Auslande zu gute kommen r Juni 6,64 Gd 6,66 Br Roggen per Frühj 5,60 Gd 5,62 Br per Mai
Juni 5,72 Gd 5,74 Br

ntrag Müller mit allen Juni 6,20 Gd 6,22 Br
Hafer per Frühj 6,18 Gd 6,20 Br per Mai

Pest 25 Febr Weizen matt per Früh 6,42 G 6,43 Br per
Herbst 6,84 Gd ,86 Br Roggen per Frühj 5,30 G 5,40 Br Käalfer
per Frühi 6,02 Gd 6 03 Br

New Vork 25 Febr Telegr Anfangshericht
ZuckKevr

Hamburg 25 Febr Sehlussbericht Rüben Rohrucker 1 Pro
ukt Basis 889 Rendement neue Usance frei an Bord Hawburg per

Weizen per
Der Referent Geh Mai 57

Der deutſche Handelstag ſpricht ſich für Ablehnung des Febr 9,03 ver Alürz 8,97 per Mai 9,077 er Aug 935 Runig
Hamburg 25 Febr Bericht der Hamb Firmu oswieh u Comp

Rüben Rohzucker I Produkt Basis 880 frei an Bord Hamburg per
Febr 9,05 per ba 9,07 Ruhig

London 25 Febr 96 h Javazueker loco 11 rubig Rüben Roh
zucker loco 9 rubig

Kaffee
Hamburg 25 Febr Kaffee fest Vmsatz 2000 Sack
Hamburg,25 Febr Bericht der WHamib Firma oswi h u Comp

Kaffee good average Sanios per März 78 per Mai 778,, per Sept
77 per Dez 74 Behauptet

Hamburg 25 Febr Nachmittagsberieht Good average Santos
per März 78 per Mai 78 per Sept 77 per Dez 74 Ruhig

Hawmburg 25 Febr Abends 6 Ohr Bericht der Hamb FirmaDie dem Bundesrath zu ertheilende Ermächtigung für be Joswich u Comp Kaffee good average Santos per bebr 78 per Mai

77 per Sept 77 Ruhig
Havre 25 Febr Vorm 10 Uhr 30 Min Bericht der Hamburger

Frima Peimann Ziegler u Com Kaffee good avernge Santos per
Febr 96,00 per Märe 9600 per Avi 96,25 Brhauptet

Awsterdam 25 Febr Jara Kaffee good ordinary 54
Petroleum

Stettin 25 Fehr Loco 10 30
Hamburg 25 Febr Petroleum lcoeo fest

loco 5,55 Br
Bromen 25 Febr Börsen Sehlnss BRericht Kuffinirtes Petroleum

Offiz Notirung der Bremer Petroleum Börse FVest Loco 5,50 Br

Stanmtard white

Froduktenbörse u Now Tork am 23 Febr
Weizen matt Kaffee ſair i No 7 165Rother Winterweizen 958 do Rio No 7 p März 16,20
do Weizen p Febr 56 de do p Mai 14 95do do p März 657 Zuckerdo do p April Sonmal Westorn stoum 6,75
do do p AMui 68/ do Rohs Brothers 7,00Petroleum matt Mais ruhido New Vork 6,10 do p ebr 48do Vhiladel phia 6,05 do p Mürz Sdo rohe 6,80 do p Mi 49do Pipe line eert Bnumwolle New Vork 55p Febr 104 vom do Now Orleaus 5

Mehl Spring clears 2,40 Kupfer tooo 9,65
Weizen eröffnete rubig sehwächte sich infolge un erheblicher Nach

frage etwas ab und etieg spüäter auf Käufe für Rechnung des Auslandes
Seohbluss stetig

Mais allgemein fest wührend des ganzen Börsenverlaufes slieg auku uengeer Rechnung die Besserung hielt an infolge geringen
gehbots

Dew Vork 23 Febr Banmwollen Wochenberſeht Zufuhren in
allen Unionshäfen 81,000 Ballen Ausfubr vneh Oresshritunnien 56,000
Ballen Ausſuhr nach dem Kontinent 55,000 Ballen Vorrath 930,000geſchäſtes bei Unlautere Elemente werden alle geſetzlichen Be Ballen

daß für die kleineren Städte die Taxe 50 M
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